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Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Velbert  
 
Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 14.07.2026 aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in 
Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 10. Juli 2025 (GV.NRW. S. 618), folgende Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
beschlossen: 
 

I. 
§ 11 Absatz 1 und Absatz 2 werden wie folgt neu gefasst: 

 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines monatlichen Pauschalbe-

trags (Teilpauschale) und ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der Verordnung über die Entschädigung 
der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse (Entschädigungsverordnung) für die Teil-
nahme an Rats-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen. Als Fraktionssitzung zählt nach § 45 Abs. 3 S. 
1 GO NRW auch die Sitzung von Teilen einer Fraktion (Fraktionsvorstand, Fraktionsarbeitskreise), 
hier sind die in der Entschädigungsverordnung festgelegten Beträge zu beachten. Die Anzahl der 
Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird für Mitglieder des Rates auf 80 Sitzun-
gen im Jahr beschränkt. 

 Das Sitzungsgeld wird auch dann gezahlt, wenn das Ratsmitglied an einer Ausschusssitzung nach 
den Vorschriften der GO NRW mit beratender Stimme teilnimmt und Mitglied des Ausschusses ist. 
Aufwandsentschädigungen können nach Maßgabe der §§ 2 und 5 der Entschädigungsverordnung 
nebeneinander bezogen werden, wenn sie auf mehreren Ämtern beruhen. 

 Insgesamt ist die Höhe der Aufwandsentschädigungen auf den 5-fachen Satz des Betrages der Auf-
wandsentschädigung nach § 2 der Entschädigungsverordnung begrenzt. 

 
(2) Sachkundige Bürger/innen und sachkundige Einwohner/-innen erhalten für die im Rahmen der Man-

datsausübung erforderliche Teilnahme an Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sitzungsgeld in 
Höhe des gemäß der Entschädigungsverordnung zulässigen Betrages. Dies gilt unabhängig vom Ein-
tritt des Vertretungsfalles auch für die Teilnahme an Fraktionssitzungen als stellvertretendes Aus-
schussmitglied. Die Anzahl der Fraktionssitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird für 
(stellv.) sachkundige Bürger/innen auf 60 Sitzungen im Jahr beschränkt. 

 
II. 

 Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Velbert, den 15.07.2026 
gez. Dirk Lukrafka 
(Bürgermeister) 
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Bekanntmachung der 
Satzung zur Bestimmung der Zahl der Vertreter/innen im Rat 

der Stadt Velbert (Verringerungssatzung) vom 15.07.2026 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 und des § 41 Abs. 1 lit.f) der Gemeindeordnung (GO) für das Land Nord-
rhein Westfalen vom 14. Juli 1994 und des § 3 Abs. 2 Satz 2 Kommunalwahlgesetzes im Land 
Nordrhein Westfalen (KWahlG) vom 30. Juni 1998 in der zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der 
Stadt Velbert in seiner Sitzung am 14.07.2026 folgende Satzung zur Verringerung der Zahl der in 
den Rat der Stadt Velbert zu wählenden Vertreter/innen beschlossen: 
 

§1 
Zahl der Vertreterinnen/Vertreter 

 
Für die Wahl des Rates der Stadt Velbert wird die gesetzlich vorgesehene Zahl der zu wählenden 
Vertreterinnen und Vertreter (50) um acht verringert, davon zur Hälfte in den Wahlbezirken. 
 
 

§2 
In-Kraft-Treten 

 
Die Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft und gilt erstmals zur Berücksichtigung 
bei der Zusammensetzung des Rates für die Kommunalwahlen 2030.  
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Bestimmung der Zahl der Vertreter/innen im Rat der Stadt Velbert 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt,  
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet,  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Velbert vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Velbert, den 15.07.2026 
gez. Dirk Lukrafka  
Bürgermeister 
 

Bestätigung 
 

Es wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut der o. a. Satzung der Stadt Velbert über die Verringe-
rung der Zahl der zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter in den Rat der Stadt Velbert mit dem 
Ratsbeschluss vom 14.07.2026 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntma-
chungsverordnung in der geltenden Fassung verfahren worden ist.  
 
Velbert, den 15.07.2026 
gez. Dirk Lukrafka  
Bürgermeister 
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Die Stadt Velbert sucht zum 6. Oktober 2026 
eine neue Schiedsperson (m/w/d) 

für den Postleitzahlenbereich 42549 - Velbert-Mitte  
 

Zum 06.10.2026 ist die ehrenamtliche Position einer Schiedsperson für den Stadtteil Velbert-Mitte, 
Postleitzahlenbezirk 42549, neu zu besetzen. 
 
Zu den Aufgaben dieses Ehrenamtes gehört es, bei Rechtsstreitigkeiten unparteiisch schlichtend 
auf die Parteien einzuwirken, um außergerichtlich eine gütliche Einigung herbeizuführen. Sie befas-
sen sich beispielsweise mit Nachbarschaftsstreitigkeiten und Privatklagedelikten, wie Hausfriedens-
bruch, Beleidigung, einfacher Körperverletzung und Sachbeschädigung. Langwierige und teure Ge-
richtsprozesse lassen sich dadurch oftmals verhindern. Die geschlossenen Vergleiche können von 
den Amtsgerichten für vollstreckbar erklärt werden. In bestimmten Fällen ist das Schlichtungsver-
fahren sogar gesetzlich vorgeschrieben und eine Klage erst zulässig, wenn zuvor erfolglos eine 
Schlichtung versucht wurde. 
 
Für die Übernahme dieses Ehrenamtes sucht die Stadt Velbert geeignete Bürgerinnen bzw. Bürger, 
die bereit sind, ihr persönliches Geschick in Bezug auf Verhandlungsführung, Redegewandtheit und 
Zuhörbereitschaft bei der Ausübung dieser Tätigkeit einzusetzen. Bewerbungen von Menschen mit 
Migrationshintergrund sind ausdrücklich erwünscht (§ 3 Abs. 2 SchAG NRW). 
 
Die Schiedsperson ist zugleich Vertretung der Schiedsperson des Schiedsamtsbezirks Velbert-
Mitte, Postleitzahlenbereich 42551. 
 
Folgende persönlichen Voraussetzungen sind erforderlich: 
Schiedsperson kann jeder werden, der das 25. Lebensjahr vollendet hat (§ 2 Abs. 3.1 SchAG 
NRW), nicht älter als 75 Jahre ist (§ 2 Abs. 4 SchAG NRW), in dem Schiedsamtsbezirk 42549 
wohnt und die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter besitzt. Die Schiedsperson wird für 5 
Jahre vom Rat der Stadt Velbert gewählt und vom Amtsgericht Velbert bestätigt. Eine anschließende 
Wiederwahl ist möglich. 
 
Eine juristische Vorbildung ist nicht erforderlich. Für die Ausübung dieses Amtes werden Sie vom 
Bund Deutscher Schiedsfrauen und Schiedsmänner e.V. (BDS) - für Sie kostenlos - geschult. Sie 
müssen für die Schlichtungsverhandlungen in Ihrer Wohnung / Ihrem Haus einen separaten, ausrei-
chend großen Raum zur Verfügung stellen. Für Ihre Tätigkeit als Schiedsperson erhalten Sie eine 
monatliche Aufwandspauschale sowie darüber hinaus den hälftigen Gebührenanteil eines jeden 
Schlichtungsfalles bei der Gebührenabrechnung am Ende eines Jahres. Zudem trägt die Stadt Vel-
bert die Sachkosten des Schiedsamtes. 
 
Nähere Informationen zum Schiedsamt erhalten Sie auf der Homepage des BDS unter www.schied-
samt.de. 
 
Haben wir Ihr Interesse geweckt? 
Dann übersenden Sie Ihre Bewerbung bis zum 07.08.2026 bestehend aus einem Anschreiben, ei-
nem tabellarischen Lebenslauf sowie einem aktuellen Führungszeugnis an:  
Stadt Velbert - Büro des Bürgermeisters -, Thomasstr. 1, 42551 Velbert. 
 
Für Rückfragen stehen Ihnen Frau Kreuzer, Telefon 02051/262516, und Frau Tober, Telefon 
02051/262410, zur Verfügung. Hier erhalten Sie auch eine Bescheinigung zur Ausstellung eines 
gebührenfreien Führungszeugnisses. Das Führungszeugnis kann auch zeitnah nachgereicht wer-
den. 
 
 

http://www.schiedsamt.de/
http://www.schiedsamt.de/
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Richtlinie zur Verleihung des Förderpreises für  
Chancengerechtigkeit und Integration der Stadt Velbert 

 
1. Zielsetzung der Verleihung des Förderpreises für Chancengerechtigkeit und Integration 
Ziel des Förderpreises für Chancengerechtigkeit und Integration ist es, auf bereits geleistetes En-
gagement zur Chancengerechtigkeit und Integration in Velbert aufmerksam zu machen und die In-
tegration sowie die Chancengerechtigkeit von Menschen mit internationaler Familiengeschichte 
weiter voranzutreiben. Die Stadt Velbert und der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integra-
tion der Stadt Velbert drücken durch die Vergabe des Förderpreises ihre Wertschätzung für das 
Engagement im Bereich Chancengerechtigkeit und Integration aus. Akteur/innen sollen in ihrem 
Engagement gestärkt werden. Die Motivation für neue Projekte soll gefördert werden. 
 
2. Ausschreibungsverfahren 
Die Ausschreibung erfolgt, in einem zwei-Jahres-Rhythmus und richtet sich an unterschiedliche 
Akteurinnen und Akteure in der Arbeit mit Menschen mit internationaler Familiengeschichte. So-
wohl ehrenamtlich als auch hauptamtlich Tätige, Einzelpersonen und Organisationen unterschiedli-
cher Rechtsformen können sich selbst für den Förderpreis für Chancengerechtigkeit und Integra-
tion bewerben oder vorgeschlagen werden. 
 
3. Bewerbungsberechtigt 
Bewerben können sich Einzelpersonen, Initiativen, Organisationen oder Einrichtungen, die sich be-
sonders engagiert, innovativ und vorbildlich für die Chancengerechtigkeit und Integration von Men-
schen mit internationaler Familiengeschichte in Velbert einsetzen. Der Fokus der Auszeichnung 
richtet sich an geplante sowie laufende Projekte mit Zukunftsperspektive. Bereits abgeschlossene 
Projekte können nicht ausgezeichnet werden. 
Es besteht zudem die Möglichkeit für Bürger/innen, besonders engagierte Einzelpersonen, Initiati-
ven, Organisationen oder Einrichtungen für den Förderpreis vorzuschlagen. 
 
4. Bewerbungsfristen 
Die Bewerbungsfrist sowie die Frist für die Einreichung von Vorschlägen für den Förderpreis für 
Chancengerechtigkeit und Integration endet am 31.08. des jeweiligen Jahres. Der Förderpreis wird 
im Rahmen einer feierlichen Veranstaltung im 4. Quartal des Jahres durch den/ die Bürgermeis-
ter/in oder eine Vertretung verliehen und der Öffentlichkeit präsentiert. 
 
5. Bewerbungsverfahren 
Ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Ausschreibung kann eine Bewerbung über ein Bewer-
bungsformular auf der Internetseite der Stadt Velbert bis zum 31.08. des Jahres erfolgen. 
 
5.1 Die Ausschreibung erfolgt über die Planungs- und Koordinierungsstelle Integration. An Mitglie-
der der Jury und Angehörige i.S.d. § 31 (5) GO NRW kann der Förderpreis für Chancengerechtig-
keit und Integration nicht vergeben werden. 
 
5.2 Auf die Gewährung einer Förderung nach dieser Richtlinie besteht kein Rechtsanspruch. 
 
5.3 Die Bewerbungen sind unter Einhaltung der Bewerbungsfristen mit dem Bewerbungsformular 
einschließlich aussagefähiger Beschreibungen des Projekts an das Dezernat II / Planungs- und 
Koordinierungsstelle Integration der Stadt Velbert zu richten. 
 
5.4 Eine endgültige Entscheidung über die Preisvergabe trifft eine Jury, bestehend aus dem/der 
ersten und zweiten Vorsitzenden des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration, den 
Mitgliedern des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Velbert sowie dem Sprecherteam des 
Jugendparlamentes der Stadt Velbert. Die Entscheidung der Jury ist nicht anfechtbar. 
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6. Preisgeldauszahlung und Höhe des Preisgeldes 
Der Förderpreis für Chancengerechtigkeit und Integration ist mit bis zu 3.000 € dotiert. Die Stadt 
Velbert stellt dabei 1.000 € zur Verfügung, weitere 2.000 € werden von einem externen Sponsor 
gesponsert. Bei der Vergabe des Preisgeldes sollen auch kleinere, förderfähige Integrationsinitiati-
ven und –vorhaben unterstützt werden. 
Die Übergabe der Auszeichnung erfolgt in einem feierlichen Rahmen. Das Preisgeld wird den Ge-
winnerinnen und Gewinnern anschließend in der von der Jury festgelegten Höhe an die mitgeteilte 
Kontoverbindung überwiesen. 
 
7. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt zum 15.07.2026 in Kraft. 
 
 
 
Velbert, den 15.07.2026 
 
 
gez. Dirk Lukrafka 
(Bürgermeister) 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Velbert 

gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 

vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) 
in der zurzeit gültigen Fassung 

i. V. m. § 23 der Hauptsatzung der Stadt Velbert 
 
 

Ein Bescheid über die Höchstfestsetzung des Elternbeitrages für die Betreuung in einer Kinderta-
geseinrichtung, erlassen von der Stadt Velbert, Fachbereich 5.1 Allgemeine Verwaltung - Städtische 
Kindertagesstätten, vom 08.07.2026, Aktenzeichen 5.1/10923/M 
 

an Herrn Liban Hassan Hussein und Frau Shukri Mohamed Ahmed 
 

zurzeit unbekannten Aufenthalts 
 

letzte bekannte Anschrift: Siebeneicker Straße 23A, 42553 Velbert 
 
 
liegt zur Abholung durch den Empfänger oder dessen Bevollmächtigten bereit. 
 
Das Schriftstück kann während der Öffnungszeiten im Raum 120, Thomasstraße 1, 42551 Velbert, 
entgegengenommen werden. 
 
Das oben angegebene Schriftstück wird hiermit gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen (LZG NRW) öffentlich zugestellt. 
 
Es gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung dieser Benachrichtigung zwei Wo-
chen vergangen sind. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
 
 
Velbert, den 08.07.2026 
 
Stadt Velbert 
Der Bürgermeister 
5.1 Allgemeine Verwaltung - Städtische Kindertagesstätten 
 
Im Auftrag 
(Akyol) 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Velbert 

gemäß §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) 

vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) 
in der zurzeit gültigen Fassung 

i. V. m. § 23 der Hauptsatzung der Stadt Velbert 
 
 
Die Inverzugsetzung der Stadt Velbert, 4.3.6 Unterhaltsvorschusskasse, vom 16.07.2026,  
Aktenzeichen 4.3.6/Adam Nurow 
 
 

an Adam Nurow, Ali, geboren in Somalia, 
 

zurzeit unbekannten Aufenthaltes 
 

letzte bekannte Anschrift: 11 Finstall Close, Sutton Coldfield, Birmingham B72 1HA United 
Kingdom. 

 
 

liegt zur Abholung durch den Empfänger oder dessen Bevollmächtigten bereit.  
Das Schriftstück kann während der Öffnungszeiten im Raum 086 im Rathaus, Thomasstraße 1, 
42551 Velbert, entgegengenommen werden.  
 
Das oben angegebene Schriftstück wird hiermit öffentlich zugestellt.  
 
Es gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung dieser Benachrichtigung zwei Wo-
chen vergangen sind.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
setzen kann, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können 
 
 
Velbert, den 22.07.2026 
 
Stadt Velbert 
Der Bürgermeister 
4.3.6 Unterhaltsvorschusskasse 
 
Im Auftrag 
(Ahmeti) 
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Öffentliche Ausschreibungen 

 
Die Stadt Velbert und die Technischen Betriebe Velbert AöR schreiben folgende Arbeiten aus: 
 

 Lieferung von einem Kleinschlepper mit Anbaugeräten  
 

Die Bekanntmachungstexte können im Internet unter velbert.de eingesehen werden. 

 
 

 
 
 

https://www.velbert.de/aktuelles/vergabewesen/ausschreibungen

